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des Bundesrates

Entschließung des Bundesrates zur Unterbringung von auf-
gefundenen Tieren

Der Bundesrat hat in seiner 888. Sitzung am 14. Oktober 2011 beschlossen, die 

folgende Entschließung zu fassen:

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, bei der bevorstehenden Überarbei-

tung des Tierschutzgesetzes eindeutige gesetzliche Regelungen für die Betreuung 

und Unterbringung von verlorenen oder entlaufenen sowie ausgesetzten, zurückge-

lassenen oder anderweitig herrenlosen Tieren einzuführen. Dies schließt eine Re-

gelung für Zweifelsfälle ein.

Begründung:

Die Betreuung und Unterbringung verlorener, entlaufener, ausgesetzter, zu-
rückgelassener und anderweitig herrenloser Tiere (zusammen: aufgefundene 
Tiere) ist derzeit unbefriedigend durch verschiedene Gesetze und damit einher-
gehende unterschiedliche behördliche Zuständigkeiten geregelt.

Zum einen sind die Fundbehörden nach den Regelungen des Fundrechts für 
Fundtiere zuständig. Grundsätzlich gilt dabei, dass die im Bürgerlichen Ge-
setzbuch (BGB) geregelte Aufbewahrungspflicht für Fundsachen und damit 
auch für Fundtiere sechs Monate beträgt, wobei sich aus der generellen Auf-
bewahrungspflicht eine Verpflichtung zur Kostenübernahme durch die Fund-
behörden für diesen gesamten Zeitraum ableiten lässt. In der Regel stellen die 
Fundbehörden die ordnungsgemäße Unterbringung und Betreuung der Tiere 
nicht selbst sicher, sondern übergeben die Tiere einer geeigneten Person oder 
Einrichtung, zum Beispiel einem Tierheim, und ersetzen diesen die erforderli-
chen Aufwendungen für die Versorgung der Tiere.
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Zum anderen wird von den Fundbehörden geltend gemacht, dass nicht alle auf-
gefundenen Tiere tatsächlich Fundtiere im Sinne verloren gegangener oder 
entlaufener Tiere sind, sondern dass es sich in vielen Fällen um ausgesetzte 
und zurückgelassene Tiere handelt, für die keine Zuständigkeit und Kostentra-
gungspflicht der Fundbehörden besteht. In einigen Ländern wurde wegen des 
unklaren Rechtsstatus aufgefundener Tiere vereinbart, dass die Kostentra-
gungspflicht der Fundbehörden nach vier Wochen endet. Andere Länder halten 
an der sechsmonatigen Aufbewahrungspflicht für Fundtiere fest.

Die geschilderten Unklarheiten beim Auffinden eines Tieres können schließ-
lich zu der besonders problematischen Situation führen, dass jede der poten-
ziell zuständigen Behörden die Zuständigkeit und Kostentragungspflicht unter 
Verweis auf eine mögliche andere Rechtslage ablehnt. Dies führt im Ergebnis 
dazu, dass auf Grund fehlender Regelung für die Betreuung und Unterbringung 
solcher Tiere und wegen der entsprechend nicht klar abzuleitenden Pflichten 
von Behörden die Erstattung anfallender Kosten an den jeweiligen Tierheim-
träger trotz erbrachter Leistungen häufig nicht erfolgt. Wegen der nicht klaren 
Verantwortlichkeiten und Kostentragungspflichten der Behörden erfolgt die 
Unterbringung zahlreicher Tiere über größere Zeiträume zu Lasten der Tier-
heimträger, bei denen es sich häufig um gemeinnützige Vereine handelt. 
Vielerorts ist die finanzielle Lage der Tierheimträger inzwischen so ange-
spannt, dass mit der Insolvenz von Tierheimen gerechnet werden muss.

Um das Verwaltungshandeln zu vereinfachen, langwierige Einzelfallprüfungen 
zu vermeiden, Rechtsstreitigkeiten zu verhindern und gleichzeitig den Fortbe-
stand der Tierheime zu sichern, müssen deshalb eindeutige und abschließende 
gesetzliche Regelungen hinsichtlich der Betreuung und Unterbringung von 
verlorenen, entlaufenen, ausgesetzten, zurückgelassenen und anderweitig her-
renlosen Tieren getroffen werden. Dabei ist auch eine Regelung erforderlich, 
wie mit Zweifelsfällen umzugehen ist.

Eine klare gesetzliche Regelung könnte im Zusammenhang mit der anstehen-
den Novellierung des Tierschutzgesetzes erfolgen, da ein sachlicher Zusam-
menhang mit dem in § 3 des Tierschutzgesetzes enthaltenen Aussetzungsverbot 
besteht. Eine entsprechende Regelung für anderweitig herrenlose Tiere wie 
beispielsweise freilebende Katzenpopulationen sollte in diesem Zusammen-
hang ebenfalls getroffen werden. Möglicherweise sind auch Anpassungen der 
Regelungen im BGB erforderlich und geeignet, die unbefriedigende Rechtslage 
zu klären.


